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Städtebau und Raumordnung 

II A 1 - 1803/1/62 
An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
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Betr. : Förderung des Familienheimbaues 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier (Mosbach), Dr, Hauser, Windelen, Mick, 
Dr, Götz, Dr. Reinhard, Schlick und Genossen 
— Drucksache IV/ 160 — 


Namens der Bundesregierung nehme ich 7 A 1 der Klci^ 
neu Anfrage wie folgt Stellung: 

Zu Frage 1 

Der Beantwortung dieser Frage muß vorausgeschickt 
werden, daß die für die Förderungsergebnisse maß- 
gebliche amtliche Bewiiligungsstatistik erst für die 


Monate Januar bis September des Jahres 1961 vor- 
liegt. 

In der nachfolgenden Übersicht sind die entspre- 
chenden Zeiträume gegenübergestellt. Um einen Ge- 
samtüberblick zu ermöglichen, werden auch die Er- 
gebnisse in den einzelnen Ländern für das Gesamt- 
jahr 1960 wiedergegeben. 


Das Verhältnis von Eigentümerwohnungen in Familienheimen und Mehrfamilienhäusern 
(einschließlich Wohnungseigentum) zu Mietwohnungen im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau^) 

in V. H. 


Land 

19 6 0 

19 6 0 

19 6 1 

Januar bis Dezember 

Januar bis September 

Eigentümerwohnungen 

Miet- 

woh- 

nungen 

4 

Eige ntümer Wohnungen 

Miet- 

woh- 

nungen 

8 

1 Eigentümerwohnungen 

Miet- 

woh- 
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12 

in 

Fami- 

lien- 
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1 

in 

Mehr- 

fami- 

lien- 

häusern 

J) 

2 
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1 und 2 

3 

in 

Fami- 

lien- 

heimen 

5 

in 

Mehr- 

fami- 

lien- 

häusern 

J) 

6 

ins- 
gesamt 
Spalten 
5 und 6 

7 

in 

Fami- 

lien- 

heimen 

9 

in 

Mehr- 
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lien- 
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10 

ins- 

gesamt 

Spalten 

9 und 10 

11 

Schleswig-Holstein 

38,0 

4,3 

42,3 

57,7 

35,5 

6,8 

42,3 

57,7 

28,5 

3,8 

32,3 

67,7 

Hamburg 

13,9 

2,6 

16,5 , 

83,5 

19,5 

1,8 

21,3 

78,7 

16,5 

3,3 

19,8 

80,2 

Niedersachsen 

47,2 

2,4 

49,6 

50,4 

47,8 

4,1 

51,9 

48,1 

37,7 

2,1 

39,8 

60,2 

Bremen 

11,6 

4,3 

15,9 

84,1 

12,9 

3,3 

16,2 

83,8 

38,1 

17,8 

55,9 

44,1 

Nordrhein- Westfalen 

24,2 

1,6 

25,8 

74,2 

27,4 

2,0 

29,4 

70,6 

28,5 

1,1 

29,6 

70,4 

Hessen 

24,3 

1.1 

25,4 

74,6 

25,3 

1.2 

26,5 

73,5 

32,9 

0,7 

33,6 

66,4 

Rheinland-Pfalz 

45,1 

2,4 

47,5 

52,5 

45,6 

2.0 

47,6 

52,4 

42,6 

1,7 

44,3 

55,7 

Baden- Württemberg 

34,1 

5,7 

39,8 

60,2 

35,8 

5,6 

41,4 

58,6 

40,3 

3,6 

43,9 

56,1 

Bayern 

29,3 

2,2 

31,5 

68,5 

28,8 

1,6 

30,4 

69,6 

21,6 

1,4 

23,0 

77,0 

Saarland 

51,4 

4,0 

55,4 

44,6 

57,9 

— 

— 

— 

62,5 

0,9 

63,4 

36,6 

Bundesgebiet 

27,7 

2,4 

30,1 



2,6 

32,8 

67,2 

30,1 1 
1 

2.0 

32,1 

67,9 

Berlin (West) 

3,7 

4,9 

8,6 

91,4 

6,3 

4,0 

10,3 

89,7 

4.6 

5,5 

10,1 

89,9 


aufgrund der Bewilligungsbescheide 
einschließlich Wohnungseigentum 
ab August 1960 
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Eine Gegenüberstellung der im Jahr 1960 bewillig- 
ten Eigentümerwohnungen (einschließlich Woh- 
nungseigentum) mit den Mietwohnungen in Ein- 
und Mehrfamilienhäusern des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues ergibt für das Bundesge- 
biet ein Verhältnis von 30,1 : 69,9 v. H. Für die 
ersten drei Quartale des Jahres 1961 zeigt sich dem- 
gegenüber ein Anteil der Eigentumsförderung von 
32,1 V. H., also 2 v. H. mehr als im Jahresergebnis 
1960. 

Werden die Ergebnisse der bewilligten Eigentümer- 
wohnungen der ersten drei Quartale 1960 mit de- 
nen für die gleiche Zeit des Jahres 1961 im Bundes- 
gebiet verglichen, ergibt sich ein Verhältnis von 
32,8 V. H. : 32,1 v. H. Diese geringe Abnahme ist 
fast ausschließlich auf einen Rückgang der Eigen- 
tümerwohnungen in Mehrfamilienhäusern zurück- 
zuführen. Ein endgültiges Ergebnis für das gesamte 
Jahr 1961 läßt sich allerdings erst nach dem Vor- 
liegen und der Einbeziehung auch der Ergebnisse 
des vierten Quartals 1961 feststellen. 

Zu Frage 2 

Die für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen 
zuständigen Landesbehörden haben gemäß § 29 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes zum 1. Oktober 1961 
für das Kalenderjahr 1962 ihre Wohnungsbaupro- 
gramme für den öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau aufgestellt. 

Die Programmaufstellungen der Länder zu diesem 
frühen Zeitpunkt können weitgehend nur auf 
Schätzungen beruhen, da bis dahin ein genauer 
Überblick — insbesondere über die voraussichtlich 


bereitstehenden Mittel — noch nicht vorhanden ist. 
Deshalb wird von den Ländern alljährlich eine zwei- 
te endgültige Programmeldung zum 31. März des 
Programmjahres erstattet, mit der die erste Pro- 
grammaufstellung vom Oktober des vorhergehen- 
den Jahres eine Überprüfung und ggf. Berichtigung 
erfährt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen, Städte- 
bau und Raumordnung hat anläßlich der Minister- 
konferenz arn 14. Dezember 1961 die für das Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen Her- 
ren Minister (Senatoren) der Länder aufgefordert, 
bei Aufstellungen der endgültigen Wohnungsbau- 
programme für 1962 eine weitergehendere Fami- 
lienheimförderung als aus den ersten Meldungen 
ersichtlich vorzusehen, um einen schnelleren Ab- 
bau der unerledigten Anträge auf öffentliche För- 
derung von Familienheimen zu erreichen. Wie hier- 
zu bereits von einigen Ländern eingegangene 
Mitteilungen zeigen, haben sie sich diesem Appell 
nicht verschlossen. 

Aus der nachstehenden Gegenüberstellung der 
Anzahl der unerledigten Anträge auf öffentliche 
Förderung von Familienheimen zum Stichtag 30. 
Juni 1961 ^) — abzüglich der davon im Berichtsjahr 
bereits durch Kontingente gedeckten Anträge — 
mit denen Angaben der Länder zur geplanten Fami- 
lienheimförderung im Rahmen der Wohnungsbau- 
programme 1962 ergibt sich, inwieweit die einzelnen 
Landesprogramme im Jahre 1962 der großen Zahl 
von unerledigten Anträgen auf öffentliche Förde- 
rung von Familienheimen gerecht werden. 

B nach der Berichterstattung der für das Bau-, Wohnuns- 
und Siedlungswesen zuständigen Minister (Senatoren) 
der Länder über die Anträge auf Bewilligungen von 
Mitteln des öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
baues 


Land 

noch nicht erledigte 
Anträge auf öffent- 
liche Förderung von 
Familienheimen 
zum Stichtag 

30. Juni 1961 
(Eigentümerwoh- 
nungen) 

durch Kontingente 
bereits gedeckte, 
noch nicht erledigte 
Anträge auf öffent- 
liche Förderung von 
Familienheimen 
(Eigentümerwoh- 
nungen) 

verbleibende 

Anzahl 

unerledigter 

Anträge 

geplante Eigentür 
Familienheimen na 
bauprogrammen d 

Stc 

1. Oktober 1961 

nerwohnungen in 

LCh den Wohnungs- 
er Länder für 1962 

ind 

Februar 1962 

Baden- Württemberg 

22 870 

9 159 

13711 

9 000 

9 000 

Bayern 

8 816 

3 542 

5 274 

9 100 


Bremen 

506 

369 

137 

750 


Hamburg 

1 876 

1 876 

— 

2 700 


Hessen 

9 542 

4 115 

5 427 

6 750 

6 750 

Niedersachsen 

24 906 

7 968 

16 938 

14 400 

14 400 

Nordrhein- Westfalen 

40 215 

16 740 

23 475 

24 050 

24 050 

Rheinland-Pfalz 

4 704 

1 140 

3 564 

2 700 

3 300 

Schleswig-Holstein 

6 748 

950 

5 798 

4 000 

5 000 

Berlin 

1 069 

277 

792 

400 

800 

Saarland 

2 632 

2 632 

— 

3 600 
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Nach dem Appell des Bundesministers für Woh- 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung hat sich 
in den Ländern zur Frage der Familienheimförde- 
rung und damit des Abbaues der unerledigten An- 
träge inzwischen folgende Situation ergeben: 

Baden-Württemberg : Der Anzahl von 13 711 uner- 
ledigten, noch nicht durch Kontingente gedeckten 
Anträge auf öffentliche Förderung von Familienhei- 
men steht die Programmzahl von 9 000 Eigentümer- 
wohnungen in Familienheimen nach dem Woh- 
nungsbauprogramm des Landes für 1962 gegenüber. 

Dementsprechend ist das Land auch bei der Vertei- 
lung der öffentlichen Wohnungsbauförderungsmittel 
auf die Regierungspräsidien für das Programm 1962 
davon ausgegangen, daß von den insgesamt geplan- 
ten 25 000 Wohnungen etv/a 12 000 in Familienhei- 
men liegen und davon etwa 9 000 Wohnungen (rund 
36 V. H.) auf Eigentümerwohnungen in diesen Fami- 
lienheimen entfallen (im Bundesdurchschnitt rund 
32 V. H.). 

Ferner ist vom Innenministerium Baden- Vv^ürttem- 
berg bestimmt worden, daß den am 30. Juni 1961 
noch nicht erledigten Anträgen von Familienheim- 
bewerbern der Rangstufe I entsprochen wird, sofern 
es sich um baureife und sofort durchzuführende 
Bauvorhaben handelt. Für besondere gezielte 
Schwerpunktmaßnahmen wurde angeordnet, daß 
auch hier auf die Eigentumsbildung, vor allem in 
Form des Familienheimes oder der eigengenutzten 
Eigentumswohnung, besonderer Wert zu legen ist. 

Bayern : Der Anzahl von 5 274 unerledigten, nicht 
durch Kontingente gedeckten Anträgen auf öffent- 
liche Förderung von Familienheimen steht die Pro- 
grammzahl von 9 100 gegenüber. Es dürfte danach 
in Bayern allen nicht durch Kontingente gedeckten 
unerledigten Anträgen, die am 30. Juni 1961 bereits 
Vorlagen, sowie einem erheblichen Teil der neu ein- 
gegangenen Anträge auf Förderung von Familien- 
heimen im Jahre 1962 entsprochen werden können. 

In Bremen und Hamburg wird die Anzahl der un- 
erledigten Anträge auf öffentliche Förderung von 
Familienheimen von den entsprechenden Programm- 
zahlen für 1962 erheblich überschritten, so daß hier 
ein Abbau der Anträge, die am 30. Juni 1961 Vor- 
lagen — soweit er nicht schon im Jahre 1961 er- 
folgen konnte — gewährleistet erscheint. 

Hessen; Der Anzahl von 5 427 unerledigten, nicht 
durch Kontingente gedeckten Anträgen auf Öffentli- 
che Förderung von Familienheimen steht die für 
1962 programmierte Förderung von 6 750 Familien- 
heimen gegenüber. Es dürften danach in Hessen die 
nicht durch Kontingente gedeckten unerledigten An- 
träge, die am 30. Juni 1961 bereits Vorlagen, sowie 
ein erheblicher Teil der bis zum Jahresende 1961 
hinzugekommenen neuen Anträge auf Förderung 
von Familienheimen abgebaut werden können. 


Niedersachsen : Der nach Abzug der gedeckten An- 
träge verbleibenden Anzahl von 16 938 unerledigten 
Anträgen auf öffentliche Förderung von Familien- 
heimen wird die Programmzahl von 14 400 im Jahre 
1962 zu schaffenden Familienheimen zwar nicht ganz 
gerecht, doch ist das Wohnungsbauprogramm des 
Landes für 1962 bereits weitgehend darauf ausge- 
richtet, der großen Zahl von unerledigten Anträgen 
auf öffentliche Förderung von Familienheimen zu 
entsprechen. So machen von den im Programm ins- 
gesamt geplanten 28 650 Sozialwohnungen die 
14 400 Eigentümerwohnungen in Familienheimen 
einen Anteil von über 50 v. H. aller zu fördernden 
Wohnungen aus. 

Nordrhein-Westfalen : Der verbleibenden Anzahl 
von 23 475 unerledigten Anträgen auf öffentliche 
Förderung von Familienheimen steht die Programm- 
zahl von 24 050 zu fördernden Eigentümerwohnun- 
gen in Familienheimen gegenüber. Es kann danach 
angenommen werden, daß im Rahmen des Woh- 
nungsbauprogramms des Landes im Jahre 1962 allen 
am 30. Juni 1961 unerledigten Anträgen auf Öffent- 
liche Förderung von Familienheimen entsprochen 
wird. Da sich das Land um eine verstärkte Förde- 
rung der Eigentumsmaßnahmen im Wohnungsbau 
besonders bemüht, dürfte mit einer namhaften 
Überschreitung der entsprechenden Programmzah- 
len gerechnet werden können. In der Regel wurden 
auch in den vergangenen Jahren die Programmzah- 
len des Landes von den tatsächlichen Fertigstellun- 
gen an Sozialwohnungen erheblich übertroffen. 

Rheinland-Pfalz: Der verbleibenden Zahl von 3 564 
unerledigten Anträgen standen im Wohnungsbau- 
programm des Landes zum 1. Oktober 1961 zunächst 
2 700 im Jahre 1962 zu fördernde Familienheime ge- 
genüber. Im Hinblick auf den Appell des Bundesmi- 
nisters für Wohnungswesen, Städtebau und Raum- 
ordnung hat das Land diese Programmzahl auf 3 300 
erhöht, so daß der Anzahl der unerledigten Anträge 
nunmehr eine diesen nahezu entsprechende Pro- 
grammzahl gegenübersteht. 

Schleswig-Holstein : 5 798 kontingentmäßig nicht 

gedeckten Anträgen auf öffentliche Förderung von 
Familienheimen standen nach dem Wohnungsbau- 
programm des Landes zum 1. Oktober 1961 4 000 
im Jahre 1962 zu schaffende Familienheime gegen- 
über. Dem Wunsch des Bundesministers für Woh- 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung wurde 
auch hier durch Aufstockung dieser Programmzahl 
auf 5 000 Rechnung getragen. Allerdings wird sei- 
tens des Landes darauf hingewiesen, daß eine Ge- 
währ dafür, diese Zahl tatsächlich zu erreichen, 
nicht übernommen werden könne, weil nicht vor- 
auszuschen sei, ob rechtzeitig bewilligungsreife An- 
träge in ausreichender Zahl eingehen würden. Die 
als vorliegend gemeldeten unerledigten Anträge 
wären zu einem großen Teil nicht bewilligungsreif. 

Auch Berlin hat sich der Bitte des Bundesministers 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
nicht verschlossen und die Anzahl seiner für 1962 
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programmierten Familienheime von 400 auf 800 
erhöht. Damit kann die Zahl der durch Kontingente 
nicht gedeckten unerledigten Anträge von 792 kom- 
pensiert werden. 

Im Saarland konnten die am 30. Juni 1961 an- 
stehenden unerledigten Anträge von 2 632 noch im 
gleichen Jahr durch Kontingente voll gedeckt wer- 
den. Die Programmzahl wird den erwarteten Neu- 
eingängen durchaus gerecht. 

Zu Frage 3 

Von den in den 3 Jahren 1958 bis 1960 in der Bun- 
desrepublik — einschließlich Berlin (West) ohne 


Saarland — insgesamt fertiggestellten 1 649 900 
Wohnungen v/aren 832 900 solche des öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbaues, das ist ein An- 
teil von 50,5 V. H. 

Uber die im Jahre 1961 fertiggestellten Wohnungen 
— insbesondere des sozialen Wohnungsbaues — 
liegen die Ergebnisse noch nicht vor. 

Das Verhältnis zwischen dem Gesamtwohnungsbau- 
volumen und dem öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau in den einzelnen Jahren ist aus der 
nachstehenden Gegenüberstellung ersichtlich: 


Jahr 

fertiggestellte Wohnungen 

Anteil 

in v H. 

Bewilligungen im öffent- 
lidi geförderten sozialen 
Wohnungsbau 

insgesamt 

davon Öffentlich gefördert 

1958 

507 500 

269 200 

53,0 

314 700 

1959 

579 200 

301 200 

52,0 

295 500 

1960 

563200 

262 500 

46,6 

323 500 

1961 

') 



303 600 -) 


‘) Ergebnisse liegen noch nicht vor 

“) Vorläufige Zahl nach den Schnellmeldungen der Länder 


Danach bewegen sich die Anteile des öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbaues am gesamten 
Wohnungsbau in den Jahren 1958 und 1959 etwa 
auf der gleichen Höhe wie in den Jahren 1954 bis 
1957. Im Jahre 1960 war im öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau erstmalig ein Rückgang des 
Anteils auf etwas weniger als die Hälfte der insge- 
samt bezugsfertig erstellten Wohnungen zu ver- 
zeichnen. Trotzdem entfiel in den Jahren 1958 bis 
1960 zusammen noch die Hälfte aller fertiggestellten 
Wohnungen auf öffentlich geförderte Sozialwoh- 
nungen. 

Da das Ausmaß der Bewilligungen für den öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbau eines Jahres 
weitgehend für die Anzahl der fertiggestellten So- 
zialwohnungen im nächsten Jahr maßgebend ist, 
dürfte die umfangreiche Bewilligungstätigkeit in den 
Jahren 1960 und 1961 zur Folge haben, daß 1961 und 
1962 mit einem etwa gleichbleibenden Volumen an 
Sozialwohnungen gerechnet werden kann. 

Der Anteil des öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbaues am gesamten Bauvolumen der Bundes- 
republik hat sich, nach einer nur möglichen rohen 


Schätzung, wie folgt entwickelt: 

1958 rund 22 v. H. 

1959 rund 22 v. H. 

1960 rund 19 v. H. 

Der Rückgang des Anteils im letzten vorliegenden 
Berichtsjahr wurde in erster Linie ausgelöst durch 
die stärkere Beanspruchung der vorhandenen Bau- 
kapazität in den übrigen Baubereichen und dem da- 
raus resultierenden akuten Mangel an Arbeitskräf- 
ten. 

Es gehört zu den Grundvoraussetzungen des Ge- 
setzes über den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über ein soziales Miet- und Wohnrecht, 
daß der soziale Wohnungsbau so lange weiterge- 
führt wird, bis eine ausreichende Wohnungsversor- 
gung gewährleistet ist. Die Bundesregierung bleibt 
dementsprechend bemüht, einem dieses Ziel beein- 
trächtigenden Absinken des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues am Gesamtbauvolumen 
durch geeignete Maßnahmen entgegenzuwirken. 


Lücke 
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